
Anhang zu Richtlinie "Verbrennen im Freien": Muster Allgemeinverfügung 
Allgemeinverfügung: 

Anordnung von Einschränkungen oder Verboten der Verbrennung von natürlichen Wald-, Feld- und Gartenabfällen im Freien
I.

Aus den Messungen von OSTLUFT abgeleitete Modellrechnungen zeigen, dass der Tagesgrenzwert für Feinstaub (PM10) praktisch im ganzen Gebiet des Kantons Schaffhausen mit grosser Wahrscheinlichkeit mehr als einmal pro Jahr überschritten wird. Mit Grenzwertüberschreitungen ist speziell im Winterhalbjahr bei Windstille und Inversionslagen zu rechnen. Die Auswirkungen treten vor allem bei Kindern und bei Erwachsenen mit eingeschränkten Lungenfunktionen auf und äussern sich in Form von Husten, Atemnot, Bronchitis und Asthmaanfällen. Feinstaubemissionen sind daher vordringlich im Winterhalbjahr möglichst zu vermeiden.
II.
Aufgrund dieser Gegebenheiten ist       (in den Monaten xy) mit übermässigen Immissionen zu rechnen. Der Gemeinderat       hat deshalb an seiner Sitzung vom       
gestützt auf Art. 30c des Umweltschutzgesetzes (USG) und Art. 26b der Luftreinhalteverordnung (LRV) sowie gestützt auf § 26 Abs. 2 der kantonalen Umweltschutzverordnung (USGV) folgendes 
beschlossen:

1.
Ab       (Datum, Zeit) gelten folgende Massnahmen auf dem Gebiet       (gesamtes Wohngebiet, Quartier xy, gesamtes Gemeindegebiet) der Gemeinde      : 


( Verbot für das Verbrennen natürlicher Wald-, Feld- und Gartenabfälle im Freien 

ODER 

1.
Für die Zeit von       (Datum, Zeit) bis       (Datum, Zeit) gelten folgende Massnahmen auf dem Gebiet       (gesamtes Wohngebiet, Quartier xy, gesamtes Gemeindegebiet) der Gemeinde      : 


( Verbot für das Verbrennen natürlicher Wald-, Feld- und Gartenabfälle im Freien 

2.
Widerhandlungen gegen diese Anordnungen werden gemäss Art. 61 USG in Verbindung mit Art. 333 des Strafgesetzbuches (StGB) mit Busse bestraft. 

3.
Gegen diesen Beschluss kann innert 20 Tagen nach der öffentlichen Publikation beim Regierungsrat des Kantons Schaffhausen schriftlich Rekurs erhoben werden (Art. 16 ff. des Verwaltungsrechtspflegegesetzes [VRG]). Die Rekursschrift muss einen Antrag und seine Begründung enthalten und ist zu unterzeichnen. Der angefochtene Entscheid und allfällige Beweismittel sind beizulegen oder genau zu begründen (Art. 21 und 22 VRG). 
Gemeinde       
In Namen des Gemeinderates: 
Der Präsident/Die Präsidentin: 

Der Gemeindeschreiber/Die Gemeindeschreiberin: 

Mitteilung an:

· Interkantonales Labor Schaffhausen
· Einsatz- und Verkehrsleitzentrale Schaffhausen (EZ/VLS)
· Landwirtschaftsamt 

· Kantonsforstamt 

· Planungs- und Naturschutzamt 

· Staatskanzlei, mit der Bitte, die Allgemeinverfügung im Amtsblatt zu publizieren 
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